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Die Corona-Pandemie trifft alle Menschen in unserem Land hart. Familien stehen durch geschlossene 
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen vor großen Problemen. Am stärksten sind jene Menschen und 
Familien betroffen, die sozial und finanziell schlechter gestellt sind. Kinder und Jugendliche aus benach-
teiligten Familien sowie jene, die einen sonderpädagogischen Förderbedarf haben oder deren Familien-
sprache nicht Deutsch ist, trifft die längere Schulabstinenz doppelt hart. Ihnen fehlen die kontinuierliche 
Förderung, mentale Unterstützung, verlässliche Strukturen und Bezugspersonen sowie die gemeinsame 
Mittagsversorgung.  
 
Schulen haben die Aufgabe, den Bildungserfolg von der sozialen Herkunft zu entkoppeln. Doch was 
bereits vor der Corona-Krise die Achillesferse unseres Bildungssystems war, wird während und nach der 
Krise umso schwerer. Die Corona-Krise wird die soziale Schieflage in unserem Land noch weiter 
befördern, vor allem wenn es Schulen nicht gelingt, nach dem „Shutdown“ gut vorbereitet in den 
Schulbetrieb zu starten. Doch auch jetzt in der Übergangszeit müssen Schüler*innen mit Unterstützungs-
bedarf und aus sozial benachteiligten Familien eng in den Fokus der Lehrer*innen rücken. Es bedarf gro-
ßer Anstrengungen für deren gezielte Förderung, damit sich die soziale Schere im Schulsystem nicht 
noch weiter öffnet. Darauf verweist ebenfalls eine Gruppe von Bildungsexpert*innen und Bildungsfor-
scher*innen in einem offenen Brief1 an die Kultusministerkonferenz (KMK).  
 
Voraussetzung für diese Arbeit ist, dass Schulen angemessen ausgestattet sind und die Lehrkräfte 
wie auch alle anderen Fachkräfte an Schulen gute Rahmenbedingungen vorfinden. Dies umso mehr, 
da mit dem Neustart der Schulen die Anforderungen wachsen werden: Hygienevorschriften und Ge-
sundheitsschutz müssen eingehalten, guter Unterricht unter Berücksichtigung des Abstandsgebots in re-
duzierten Klassengrößen gewährleistet, Leistungsstände aufgeholt, ältere und vorerkrankte Kolleginnen 
und Kollegen vertreten werden. Hinzu kommt, dass auch für Schüler*innen, die selbst zur Risikogruppe 
gehören oder Risikopersonen im familiären Haushalt haben, gesorgt sein muss. Damit Kinder und Ju-
gendliche, die länger nicht am Unterricht teilnehmen können werden, nicht Gefahr laufen, gänzlich den 
Anschluss zu verlieren, müssen Schulen adäquate Angebote für Bildung und Förderung aus der Ferne 
entwickeln und kontinuierlich Kontakt zu ihnen und den Eltern halten. Die Corona-Krise führt zu neuen 
Lehr- und Lernformen, die die individuellen Lernvoraussetzungen mehr in den Blick nehmen müssen. 
Nach der Krise sollten die Erfahrungen der Schulen evaluiert und zugänglich gemacht werden. 
 
Um all diese Mammutaufgaben leisten zu können, brauchen Schulen die Stärkung der Politik. Neben 
kurzfristigen Maßnahmen für einen sicheren Hygiene- und Gesundheitsschutz benötigen Schulen 
mittel- und langfristig bessere Rahmen- und Arbeitsbedingungen.  
 
Mit diesen Empfehlungen bekräftigt der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) seine Forderungen, 
Schulen gemäß ihrer gesellschaftlich hoch bedeutungsvollen Aufgaben endlich besser zu stellen. Schu-
len sind die Institutionen, die präventiv der sozialen Ungleichheit und damit der sozialen Spaltung in 
unserem Land entgegenwirken können. Es ist höchste Zeit! Wir brauchen ein Programm für Chancen-
gleichheit, um nach der Krise besser voranzugehen und unsere Schulen zukunftsfähig zu machen.  
 
Dafür sind aus Sicht des DGB insbesondere folgende bildungspolitischen Maßnahmen zu treffen:  
 

                                                             
1 https://deutsches-schulportal.de/content/uploads/2020/04/Offener-Brief-an-die-KMK.pdf  
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Investitionsstau an Schulen beheben  
Schulen sind soziale Orte, sie sind Lern- und Lebensumgebungen für Kinder, Jugendliche und die Fach-
kräfte, die dort arbeiten. Doch in vielen Schulen fällt der Putz von der Decke, Klassenräume sind veraltet, 
Sanitäranlagen ungenügend, die digitale Ausstattung Mangelware. Das erschwert Bildungserfolge 
erheblich. Der Investitionsstau für Schulen liegt laut der Förderbank KfW bei knapp 43 Milliarden Euro2. 
Doch nicht nur die Schulgebäude sind vielerorts in bedrückendem Zustand, auch Essensräume, Pau-
senhöfe und Sportanlagen bedürfen einer Überholung. Der Handlungsbedarf ist immens und weitere 
Herausforderungen kommen noch hinzu, um den Normalbetrieb nach der Corona-Pandemie aufneh-
men zu können. Es ist daher notwendig, dass Bund, Länder und Kommunen der Sanierung und Moder-
nisierung der Schulen mehr Priorität einräumen. Es braucht ein bundesweites Auf- und Ausbauprogramm 
für die Schulen der Zukunft.  
 
Ausbau von Ganztagsschulen voranbringen 
Ab 2025 soll für alle Kinder im Grundschulalter ein Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung gelten. 
Dies ist ein wichtiges bildungs- und familienpolitisches Vorhaben, das nur erfolgreich sein kann, wenn 
die Qualität stimmt. Gute Bildung und Betreuung über den Vormittag hinaus erfordert die Zusammen-
arbeit von Schule und Sozialarbeit. Sie ermöglicht mehr Zeit für Förderung und die Entwicklung persön-
licher und sozialer Kompetenzen. Da gute Ganztagsschulen den Bildungserfolg und die Teilhabechan-
cen insbesondere von bildungsbenachteiligten Kindern erhöhen und die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf fördern, ist der Ganztagsausbau in den letzten Jahren merklich vorangeschritten. Im Bun-
desdurchschnitt profitieren bereits etwa 42 Prozent der Grundschüler*innen von einem Ganztags-
schulplatz3. Doch der Erfolg ist gefährdet. Die fehlende Ausfinanzierung und der Mangel an Fachkräf-
ten im Bereich der Bildung und Betreuung drohen den Ausbau auszubremsen. Ohne gut qualifiziertes 
und ausreichendes Personal können keine wirksamen Bildungs- und Förderangebote geschaffen 
werden. Zugleich zeigen die Prognosen deutlich, dass die Bundesbeteiligung in Höhe von zwei Milli-
arden Euro bei Weitem nicht ausreichen wird, um ab 2025 bundesweit gute Ganztagsangebote zu 
realisieren. Damit das wichtige bildungs- und familienpolitische Vorhaben nicht scheitert, muss sich 
der Bund deutlich höher und dauerhaft an den Kosten der Ganztagsbetreuung beteiligen. Sollte 
der Bund einer dauerhaften Mitfinanzierung eine Absage erteilen, wird dies die Entwicklung von 
guten Ganztagskonzepten an Grundschulen erheblich erschweren. Darüber hinaus sind Bund und 
Länder aufgefordert, eine Fachkräfteoffensive für die Frühe Bildung und Betreuung zu starten. 
 
Investitionen in pädagogische Fachkräfte anheben 
Gute Unterrichtsqualität und individuelle Förderung hängen maßgeblich von der Qualifizierung, den 
Arbeitsbedingungen und ausreichend pädagogischem Personal ab. Doch bundesweit herrscht an 
allen Schulen Lehrkräftemangel. Allein an Grundschulen fehlen bis 2025 mindestens 26.300 Leh-
rer*innen.4 Zur Kompensation des Mangels setzen immer mehr Bundesländer auf Quer- und Seiten-
einsteiger*innen. Diese kommen vor allem an Schulen mit besonderen Anforderungen zum Einsatz. 
Dort arbeiten doppelt so viele Beschäftigte ohne abgeschlossenes Lehramtsstudium als an Schulen in 
besseren sozialen Wohnlagen. Dabei ist gerade an Schulen, die mit einer außerordentlichen Heteroge-

                                                             
2  https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_541568.html  
3  https://www.iwkoeln.de/studien/iw-reports/beitrag/wido-geis-thoene-ganztagsbetreuung-von-grundschulkin-

dern.html  
4  https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/BST-19-024_Po-

licy_Brief_Schu__lerzahlen-Impulse_die_Schule_machen__6__002_.pdf  
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nität der Schülerschaft, großen Sprachdefiziten, steigenden sonderpädagogischen Unterstützungsbe-
darfen und schwieriger Elternarbeit konfrontiert sind, ein hohes Maß an pädagogischer Kompetenz 
erforderlich. Sie müssen die besten Lehrkräfte, multiprofessionelle Teams und gute Arbeitsbedingun-
gen bekommen. Zudem müssen Länder die Zahl der Plätze für das Lehramtsstudium erhöhen und Stu-
dienbeschränkungen (Numerus clausus) abschaffen. Quer- und Seiteneinsteiger*innen brauchen be-
rufsbegleitende Weiterqualifizierung. Die betreuenden Lehrkräfte müssen eine Pflichtstundenent-
lastung erhalten.  
 
Digitale Infrastruktur ausbauen, digitale Lernangebote weiterentwickeln 
Schulleitungen und Lehrkräfte geben der digitalen Ausstattung ihrer Schulen keine gute Bewertung. 
Besonders unzufrieden sind die Grundschulen. Das zeigt die jüngste Umfrage der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW)5. In der Corona-Krise kommen die Nachteile der schlechten digi-
talen Ausstattung der Schulen noch einmal mehr zum Vorschein. Besonders stark trifft der Mangel die 
sozioökonomisch benachteiligten Schüler*innen. Sie haben zu Hause selten das notwendige Endge-
rät, das Lernen ohne pädagogische Anleitung fällt ihnen schwer, Eltern können nicht helfen.  
Digitale Lernformen werden den Unterricht auch in Zukunft nicht ersetzen können, auch das zeigt 
die aktuelle Situation sehr klar. Aber es muss deutlich mehr in Medienbildung, digitale Lernangebote 
und in die Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte investiert werden. Der Digitalpakt des Bundes mit 
seinen fünf Milliarden Euro für den Ausbau der digitalen Infrastruktur an allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen ist ein guter Schritt. Aber weitere müssen nun zügig folgen, damit die Digitali-
sierung nicht stagniert. Für die Ausgestaltung und das Pädagogische sind die Länder zuständig. 
Doch die Corona-Krise offenbart, dass diese ihre Schulen nicht annährend leistungsfähig gemacht 
haben und auch, dass sie dabei nicht gemeinsam und vergleichbar vorgehen. Umso erforderlicher ist 
es, dass die KMK-Strategie „Bildung in der digitalen Welt" in die Praxis gebracht wird, wobei die ak-
tuellen Erkenntnisse zu berücksichtigen sind. Unterstützend sollte der Bund den Digitalpakt über 
Artikel 104 c des Grundgesetzes verstetigen.  
 
Ausstattung von Schulen mit anspruchsvollen Aufgaben nach einem Schulsozialindex 
Ungleiches muss ungleich behandelt werden. Dies gilt insbesondere für Schulen mit schwieriger Sozial-
struktur und besonders anspruchsvollen Aufgaben. Schulen, die in hohem Maße kompensierend und 
chancenausgleichend wirken müssen, benötigen kleine Klassen, gute Ausstattung und das beste 
Personal. Die personelle und finanzielle Ausstattung sollte immer den Anforderungen der einzelnen 
Schule Rechnung tragen. Dies gelingt am besten durch eine schulgenaue datenbasierte Ressourcen-
steuerung, die die spezifischen Gegebenheiten der einzelnen Schule berücksichtigt. Eine präzise und 
schnelle Mittelzuweisung nach einem Schulsozialindex kann dazu beitragen, Chancengleichheit zu 
erhöhen und Bildungsarmut entgegenzuwirken. 
 
Länderübergreifendes Vorgehen statt Kleinstaaterei 
In Deutschland tragen die Bundesländer die politische Verantwortung für ihr Bildungssystem. Doch 
nicht erst die Corona-Krise macht offensichtlich, wie verunsichernd 16 Systeme und Vorgehen für 
Kitas und Schulen vor allem für Eltern sind. Auch vor der Pandemie war der Föderalismus mit seinen 
Unterschiedlichkeiten bei der Schulstruktur, dem digitalen Ausbau, den Schulabschlüssen, der Umset-
zung der Inklusion oder der Anerkennung von Lehramtsausbildungen ein Flickenteppich. In dieser 
Zeit zeigen sich die Schwächen unseres Bildungsföderalismus deutlicher denn je. Zu verschieden, 

                                                             
5  https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/drei-minus-fuer-die-digitale-ausstattung-an-deutschen-

schulen/  
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zu unübersichtlich, zu wenig: Das Vorgehen der Länder, ihre Schulen für die Zeit während und nach 
Corona fit zu machen, könnte unübersichtlicher nicht sein. Die Bundesländer sind daher aufgefordert 
unter Berücksichtigung regionaler Spezifika auf eine länderübergreifende größere Vergleichbarkeit 
ihrer Bildungssysteme und bildungspolitischen Wege hinzuwirken und damit der Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet Rechnung tragen.  
 
Unsere Forderung nach einem Nationalen Bildungsrat in dem Bund, Länder und Kommunen ge-
meinsam mit den Sozialpartnern und weiteren Bildungsexpert*innen eine Bildungsstrategie aus ei-
nem Guss entwickeln, halten wir trotz der Absage der Länder aufrecht. Dies wäre ein wichtiger 
Schritt auf dem Weg zu einem modernen, kooperativen Bildungsföderalismus. 
 
 


